
 

STÄDTE- UND GEMEINDEBUND  
SACHSEN-ANHALT 

Per E-Mail an die  
 
1. kreisfreien Städte 
2. hauptamtlich geführten Städte und Gemeinden 
3. Verbandsgemeinden 
 
im Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt 
 
 
 
 
 

      32-00-04/Ka    04.08.2017 
 
Übermittlung von Informationen zu „Reichsbürgern“ 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
das Ministerium für Inneres und Sport hat mit RdErl. vom 24.05.2017 (MBl. LSA vom 
3.7.2017, S. 316 ff.) über die „Übermittlung von Informationen zu Reichsbürgern und Selbst-
verwaltern zwischen den Sicherheitsbehörden, der Polizei und der Verfassungsschutzbehörde, 
waffen- und sprengstoffrechtliche Zuverlässigkeit“ informiert. 
 
Diesen Runderlass haben wir zu Ihrer Kenntnis beigefügt, s. Anlage. 
 
Für die Städte, Gemeinden und Verbandsgemeinden sind insbesondere folgende Ziffern von 
Bedeutung: 
 
„[…] 2. Informationsübermittlung an die Verfassungsschutzbehörde 
2.1 Dem Verfassungsschutz obliegt es, die freiheitliche demokratische Grundordnung, den 

Bestand und die Sicherheit des Bundes und der Länder zu schützen. Die Verfassungs-
schutzbehörde hat die Landesregierung und andere Stellen, wie Sicherheits-, Strafverfol-
gungs- und andere Fachbehörden, über Gefahren für diese Schutzgüter zu unterrichten. 
Diese sollen damit in die Lage versetzt werden, rechtzeitig die erforderlichen Maßnahmen 
ergreifen zu können. Aufgabe der Verfassungsschutzbehörde ist daher das Sammeln und 
Auswerten von Informationen über verfassungsfeindliche Bestrebungen (vergleiche § 4 
Abs. 1 VerfSchG LSA). Zu den Informationen zählen insbesondere sach- und personenbe-
zogene Auskünfte, Nachrichten und Unterlagen. Um die Verfassungsschutzbehörde bei ih-
rer Aufgabenerfüllung zu unterstützen, normiert das Gesetz über den Verfassungsschutz im 
Land Sachsen-Anhalt besondere Übermittlungspflichten für öffentliche Stellen. 
 

2.2 Hinsichtlich der Übermittlung bekannt gewordener Informationen einschließlich perso-
nenbezogener Daten über Bestrebungen nach Nummer 1 an die Verfassungsschutzbehörde 
sind die Nummern 2 und 3.1 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 sowie Nummer 4 des RdErl. des MI 
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über die Übermittlung von Informationen zwischen der Verfassungsschutzbehörde und der 
Polizei vom 4. 5. 2016 (MBl. LSA S. 382) für die Sicherheitsbehörden entsprechend anzu-
wenden. Im Übrigen bleibt der vorgenannte RdErl. unberührt.[…] 

 
4. Informationsübermittlung an die Polizei 
4.1  Der Polizei obliegt es, zu erwartende Straftaten zu verhüten und anderen Behörden auf 

Ersuchen Vollzugshilfe zu leisten, wenn unmittelbarer Zwang anzuwenden ist und die an-
deren Behörden nicht über die hierfür erforderlichen Dienstkräfte verfügen (vergleiche 
die §§ 2 und 50 des Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt, SOG LSA). Insbesondere für die Erfüllung dieser polizeilichen Aufgaben 
ist es unverzichtbar, Informationen einschließlich personenbezogener Daten zu den in 
Nummer 1 genannten Personen zu erlangen, die bei anderen Behörden vorliegen oder 
anfallen. 

 
4.2  Nach § 27 Abs. 5 SOG LSA können Behörden und sonstige öffentliche Stellen personen-

bezogene Daten an die Polizei übermitteln, soweit dies zur Erfüllung polizeilicher Aufga-
ben erforderlich erscheint und die von der übermittelnden Stelle zu beachtenden Rechts-
vorschriften dem nicht entgegenstehen. Sie sind zur Übermittlung verpflichtet, wenn es 
für die Abwehr von Gefahren für Leib, Leben oder Freiheit einer Person erforderlich ist. 

 
4.3  Die durch die übermittelnden Stellen zu beachtenden Rechtsvorschriften stehen einer 

Übermittlung personenbezogener Daten zur Abwehr einer erheblichen Gefahrgemäß § 3 
Nr. 3 Buchst. c SOG LSA regelmäßig nicht entgegen. So lässt beispielsweise § 24 Abs. 1 
Nr. 3 i. V. m. § 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 des Gesundheitsdienstgesetzes eine Datenübermitt-
lung durch den öffentlichen Gesundheitsdienst zu, soweit dies zur Abwehr einer Gefahr 
für Leben, Gesundheit oder Freiheit von Betroffenen oder Dritten erforderlich ist und die 
Gefahr nicht auf andere Weise beseitigt werden kann. Auch das Steuergeheimnis steht ei-
ner Datenübermittlung nicht entgegen, wenn ein zwingendes öffentliches Interesse be-
steht. Ein zwingendes öffentliches Interesse ist gegeben, wenn Verbrechen und vorsätzli-
che schwere Vergehen gegen Leib und Leben oder gegen den Staat und seine Einrichtun-
gen verfolgt werden oder verfolgt werden sollen (vergleiche § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. c 
des Kommunalabgabengesetzes i. V. m. § 30 Abs. 4 Nr. 5 Buchst. a der Abgabenord-
nung). Auch die Übermittlung von Sozialdaten ist nach § 71 Abs. 1 Nr. 1 des Zehnten Bu-
ches Sozialgesetzbuch - Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz - zulässig, so-
weit sie zur Abwendung geplanter Straftaten nach § 138 des Strafgesetzbuches (StGB) er-
forderlich ist. Dies betrifft insbesondere bestimmte Straftaten gegen das Leben (§ 138 
Abs. 1 Nr. 5 StGB) und die persönliche Freiheit (§ 138 Abs. 1 Nr. 6 StGB). […]“ 

 
Wir bitten um Kenntnisnahme und Beachtung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
Heiko Liebenehm 
Erster Beigeordneter 
 
Anlage 


